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Umfrage der Salzburger Plattform Sozialstaat Österreich zeigt

 gravierendes Informationsdefizit auf

Bis 30. März 2003 müssen die Mitgliedsstaaten der Welthandelsorganisation WTO bekannt geben, in welchen Dienstleistungssektoren sie bereit sind, Liberalisierungsverpflichtungen einzugehen. Die Salzburger KandidatInnen zur Nationalratswahl wissen mit Ausnahme der ÖVP-KanditatInnen derzeit aber nicht über die Pläne der österreichischen Regierung Bescheid bzw. wissen nicht, an welchem Punkt die GATS-Verhandlungen angelangt sind. Dies ergab eine Umfrage der Salzburger Plattform zur Förderung des Sozialstaates Österreich in Zusammenarbeit mit: Abteilung „Kirche und Arbeitswelt“ der Katholischen Aktion, Afro-Asiatisches-Institut, Alternative und Grüne GewerkschafterInnen AUGE , ATTAC Salzburg, Dachverband der Salzburger Kulturstätten, Friedensbüro Salzburg, Österreichische HochschülerInnenschaft ÖH Salzburg, Robert Jungk-Bibliothek für Zukunftsfragen.
Die Plattform verschickte Fragebögen an die KandidatInnen und Landesvorsitzenden von SPÖ, FPÖ, ÖVP, Grüne und KPÖ. 19 PolitikerInnen wurden angeschrieben, immerhin 14 Fragebögen kamen ausgefüllt zurück. 
Die Antworten geben Aufschluß über den Wissensstand der KandidatInnen/Abgeordneten zu GATS bzw. zur Positionierung der Bundesregierung und über ihr in Aussicht gestelltes parlamentarisches Verhalten in diesem Themenbereich.
Auffallend dabei ist die große Skepsis gegenüber dem GATS, die sich durch fast alle Parteien zieht. Allein die ÖVP zeigt eine deutlich positive Haltung zum Dienstleistungsabkommen der WTO, dass bis jetzt unter Ausschluss der Öffentlichkeit verhandelt wird.

Als einzige Partei hat die ÖVP auch keinerlei Bedenken, dass die mit dem GATS eingegangen Verpflichtungen mit der österreichischen Verfassung unvereinbar sein könnten.

Die KandidatInnen von SPÖ, FPÖ, Grüne und KPÖ sprechen sich durchwegs für einen Verhandlungsstopp und eine Nachdenkpause aus. Die KandidatInnen sind unterschiedlich über GATS informiert, die meisten meinen aber, dass sie noch weiteres Wissen brauchen.

Ein Kandidat der FPÖ gab  an, nicht zu wissen, worum es in diesem Abkommen gehe. 

Ein weiteres Detail aus der Umfrage: Alle Parteien treten für eine umfassende Information der Bevölkerung über die GATS-Verhandlungen ein. Ebenso sind alle Befragten dafür, dass von Österreich bereits eingegangene Verpflichtungen in diesem Zusammenhang öffentlich diskutiert werden. Interessant auch die Haltung der NR-KandidatInnen zum derzeit viel diskutierten Cross-Border-Leasing. Alle KandidatInnen aller Parteien stehen dem Cross Boarder Leasing kritisch gegenüber, und lehnen eine Unterstützung  weitgehend ab. 

Zusammenfassend stellt Michael Meyer, Sprecher der Salzburger Plattform, fest: „Dieses Ergebnis zeigt, dass kein umfassender Informationsstand aller Abgeordneten zu den GATS –Verhandlungen besteht und dadurch folglich auch die Öffentlichkeit nicht informiert werden kann. Wir fordern, dass: 
a) der Nationalrat die Kontrollaufgabe gegenüber der Regierung zukünftig - im Interesse der Bevölkerung - wahrnimmt
b) die gewählten Abgeordneten die zutiefst demokratische Aufgabe des öffentlichen Ver-handels und der Informationsweitergabe realisieren.
Die Politolgin und Mit-Initiatorin des Volksbegehrens Sozialstaat Österreich Sieglinde Rosenberger zum Ergebnis der Umfrage: 

“Die Antworten auf den Fragebogen machen einen Zusammenhang zwischen
Sozialstaat und GATS frappierend deutlich: Wer für einen umfassenden, sichernden Sozialstaat eintritt, steht GATS kritisch gegenüber; wer den Sozialstaat und mit ihm die Solidarität auf schwächere Füsse stellen will, forciert GATS, forciert somit die Verabschiedung der öffentlichen Hand aus der Verantwortung für elementare Grundbedürfnisse der in Österreich lebenden Menschen.“

